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EINFÜHRUNG

Gegenstand des vorliegenden Berichts sind Statistiken über Ausfuhrgenehmigungen für konventionelle Waffen und die 
Ausfuhren dieser Waffen aus EU-Mitgliedstaaten im Kalenderjahr 2017. Er erstreckt sich neben den im Neunzehnten 
Jahresbericht genannten Maßnahmen auch auf die von der EU und ihren Mitgliedstaaten im Rahmen der Umsetzung des 
Gemeinsamen Standpunkts 2008/944/GASP des Rates (1) in den Jahren 2017 und 2018 durchgeführten Maßnahmen.

Ferner enthält der Bericht nicht erschöpfende Informationen über Verbringungen von Verteidigungsgütern innerhalb der 
Union, die unter die Richtlinie 2009/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Vereinfachung der Bedingungen 
für die innergemeinschaftliche Verbringung von Verteidigungsgütern (2) fallen.

In den Jahren 2017 und 2018 haben die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten den Gemeinsamen Standpunkt 2008/ 
944/GASP des Rates betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern, 
der 2008 den seit Juni 1998 geltenden Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren ersetzt hat, weiter 
umgesetzt.

Folgende Drittländer haben sich den im Gemeinsamen Standpunkt 2008/944/GASP verankerten Kriterien und 
Grundsätzen offiziell angeschlossen: Albanien, Bosnien und Herzegowina, die ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, Georgien, Island, Kanada, Montenegro und Norwegen. Seit 2012 besteht ein System für den Austausch 
von Informationen zwischen der EU und bestimmten Drittländern, die sich dem Gemeinsamen Standpunkt angeschlossen 
haben.

Die Förderung wirksamer nationaler Waffenausfuhrkontrollen sowie der Grundsätze und Kriterien des Gemeinsamen 
Standpunkts 2008/944/GASP in ausgewählten Drittländern wurde im Berichtszeitraum mit der Annahme des Beschlusses 
(GASP) 2018/101 des Rates (3) fortgeführt; dieser Beschluss ist seinerseits eine Folgemaßnahme zu dem Beschluss 
(GASP) 2015/2309 des Rates (4). Auch die Sensibilisierungsmaßnahmen der EU in Bezug auf die Universalisierung und 
Durchführung des Vertrags über den Waffenhandel wurden durch zahlreiche Maßnahmen im Rahmen des Beschlusses 
(GASP) 2017/915 des Rates (5) im gleichen Zeitraum erheblich verstärkt.

I. UMSETZUNG DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS 2008/944/GASP

1. Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts 2008/944/GASP

Der Gemeinsame Standpunkt umfasst unter anderem Folgendes: Prüfungskriterien für Ausfuhrgenehmigungsanträge, die 
Ausdehnung der Kontrollen auf Waffenvermittlungstätigkeiten, Durchfuhrtransaktionen und immaterielle Technologie-
transfers, des Weiteren striktere Verfahren zur Förderung der Konvergenz der Ausfuhrpolitik der Mitgliedstaaten durch den 
Austausch von Informationen zu verweigerten Ausfuhrgenehmigungen sowie Orientierungshilfe in Bezug auf 
Endverbleibsunterlagen, Transparenz und Berichterstattung.
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